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Wieder einmal hebt der BGH ein Urteil auf, weil der Senat die instanzgerichtlichen Ausführungen zum 
Rücktritt vom Versuch nicht für ausreichend hält. In dem zu entscheidenden Fall ging es um einen 
Angeklagten (A), der mit einer Machete und bedingtem Tötungsvorsatz mehrfach auf die Geschädigte (G) 
einstach. Das laute Anflehen der G hinderte den A zunächst nicht daran, weiterzumachen. Erst als die G 
den A auf ihren Sohn aufmerksam machte, wurde der A aus seinem affektiven Erregungszustand 
herausgerissen. Aufgrund psychischer Hemmungen sah sich A nicht mehr in der Lage, auf die Geschädigte 
einzustechen, sodass er von ihr abließ. Die entscheidende Frage hierbei – mit der man sich auch in der 
Klausur auseinanderzusetzen hat – ist, ob A gem. § 24 Abs. 1 S. 1 Var. 1 StGB freiwillig vom versuchten 
Totschlag (§§ 212 I, 22 StGB) zurückgetreten ist. Dabei kann auch eine durch innere Vorgänge bewirkte 
Zwangslage einem heteronomen Rücktrittsentschluss entgegenstehen. Allerdings ist es widersprüchlich, 
eine Freiwilligkeit zu verneinen, wenn zugleich festgestellt ist, dass der Entschluss des Täters gerade nach  
Beendigung des affektiven Gemütszustands gefasst wurde. 

Der Angeklagte (A) flüchtete mit seinem Fahrzeug vor einer Polizeikontrolle. Während seiner Flucht geriet 
der A auf eine Straße, die sich zu einem schmalen Feldweg verengte. Am Ende des Weges musste er 
anhalten, weil Betonsteine die Weiterfahrt verhinderten. Als einer der Polizeibeamten die Beifahrertür des 
Dienstfahrzeugs öffnete, um auszusteigen und auf A zuzugehen, setzte der A seinen Pkw zurück, um erneut 
der Kontrolle zu entgehen. Dabei touchierte der A mit seinem Fahrzeug die geöffnete Beifahrertür. Dem 
Polizeibeamten gelang es gerade noch rechtzeitig, seinen Fuß wieder zurück ins Fahrzeug zu bringen, bevor 
die Beifahrertür durch den Anstoß zuschlug. Der BGH bestätigt die Auffassung der Vorinstanz, wonach 
die Widerstandshandlung nicht unmittelbar gegen den Beamten gerichtet sein brauche. Es genüge vielmehr 
auch eine nur mittelbar gegen die Person des Beamten, unmittelbar aber gegen Sachen gerichtete 
Einwirkung, wenn sie nur von dem Beamten körperlich empfunden wird. Daher sei die Verwirklichung des  
objektiven Tatbestandes des § 113 Abs. 1 StGB zu bejahen.  

In diesem Beschluss stellt der BGH die Voraussetzungen auf, die eine Strafbarkeit bei vorgespiegelten 
Bewerbungen auf diskriminierende Stellenangebote zur Erlangung von Entschädigungsansprüchen (sog. 
AGG-Hopping) begründen können. In der Geltendmachung einer Forderung, auf die kein Anspruch 
besteht, könne eine schlüssige Täuschung über Tatsachen liegen. Die Annahme einer schlüssigen Täuschung 
setze aber voraus, dass mit dem Einfordern einer Leistung ein Bezug zu einer unzutreffenden 
Tatsachenbasis hergestellt oder das Vorliegen eines den Anspruch begründenden Sachverhalts behauptet 
wird. Jedenfalls im Versenden von außergerichtlichen Aufforderungsschreiben könne noch keine 
(konkludente) Täuschung über die fehlende subjektive Ernsthaftigkeit der Bewerbung gesehen werden. 
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